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Geschichte kompakt

In der Geschichte, wie auch sonst,
dürfen Ursachen nicht postuliert werden,
man muss sie suchen. (Marc Bloch)

Das Interesse an Geschichte wächst in der Gesellschaft unserer Zeit. His-
torische Themen in Literatur, Ausstellungen und Filmen finden breiten Zu-
spruch. Immer mehr junge Menschen entschließen sich zu einem Studium
der Geschichte, und auch für Erfahrene bietet die Begegnung mit der Ge-
schichte stets vielfältige, neue Anreize. Die Fülle dessen, was wir über die
Vergangenheit wissen, wächst allerdings ebenfalls: Neue Entdeckungen
kommen hinzu, veränderte Fragestellungen führen zu neuen Interpretatio-
nen bereits bekannter Sachverhalte. Geschichte wird heute nicht mehr
nur als Ereignisfolge verstanden, Herrschaft und Politik stehen nicht mehr
allein im Mittelpunkt, und die Konzentration auf eine Nationalgeschichte
ist zugunsten offenerer, vergleichender Perspektiven überwunden.

Interessierte, Lehrende und Lernende fragen deshalb nach verlässlicher
Information, die komplexe und komplizierte Inhalte konzentriert, über-
sichtlich konzipiert und gut lesbar darstellt. Die Bände der Reihe „Ge-
schichte kompakt“ bieten solche Information. Sie stellen Ereignisse und
Zusammenhänge der historischen Epochen der Antike, des Mittelalters,
der Neuzeit und der Globalgeschichte verständlich und auf dem Kennt-
nisstand der heutigen Forschung vor. Hauptthemen des universitären Stu-
diums wie der schulischen Oberstufen und zentrale Themenfelder der
Wissenschaft zur deutschen, europäischen und globalen Geschichte wer-
den in Einzelbänden erschlossen. Beigefügte Erläuterungen, Register so-
wie Literatur- und Quellenangaben zum Weiterlesen ergänzen den Text.
Die Lektüre eines Bandes erlaubt, sich mit dem behandelten Gegenstand
umfassend vertraut zu machen. „Geschichte kompakt“ ist daher ebenso
für eine erste Begegnung mit dem Thema wie für eine Prüfungsvorberei-
tung geeignet, als Arbeitsgrundlage für Lehrende und Studierende ebenso
wie als anregende Lektüre für historisch Interessierte.

Die Autorinnen und Autoren sind in Forschung und Lehre erfahrene Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler. Jeder Band ist, trotz der allen ge-
meinsamen Absicht, ein abgeschlossenes, eigenständiges Werk. Die Reihe
„Geschichte kompakt“ soll durch ihre Einzelbände insgesamt den heutigen
Wissensstand zur deutschen und europäischen Geschichte repräsentieren.
Sie ist in der thematischen Akzentuierung wie in der Anzahl der Bände
nicht festgelegt und wird künftig um weitere Themen der aktuellen histori-
schen Arbeit erweitert werden.

Kai Brodersen
Martin Kintzinger
Uwe Puschner
Volker Reinhardt



I. Von der europäischen Konzertdiplomatie
zur Machtpolitik – die deutsche Frage und
das Zeitalter der Einigungskriege

1814/15 Wiener Kongress und Gründung des Deutschen Bundes
1834 Gründung des Deutschen Zollvereins
1848/49 Revolution
1853–1856 Krimkrieg
1858–1862 Die „neue Ära“ unter Wilhelm I.
1859 Krieg Sardiniens und Frankreichs gegen Österreich
23.9.1862 Ernennung Bismarcks zum preußischen

Ministerpräsident
30.9.1862 „Eisen-und-Blut“-Rede Bismarcks in der

Budgetkommission des preußischen Landtages
1862–1866 Preußischer Heeres- und Verfassungskonflikt
8.2.1863 „Konvention Alvensleben“ zwischen Preußen und

Russland zur Unterdrückung und Verfolgung polnischer
Aufständische

1.2.–1.8.1864 Deutsch-Dänischer Konflikt
30.10.1864 Friede von Wien
14.8.1865 Konvention von Bad Gastein
15.6.–26.7.1866 „Deutscher Krieg“ zwischen Preußen und Österreich
3.7.1866 Schlacht bei Königgrätz
23.8.1866 Friede von Prag
3.9.1866 Annahme der Indemnitätsvorlage
20.9.1866 Preußische Annexionen Hannovers, Kurhessens,

Nassaus und Frankfurts
17.4.1867 Gründung des Norddeutschen Bundes
13.7.1870 „Emser Depesche“
19.7.1870–
26.2.1871 Deutsch-Französischer Krieg
2.9.1870 Schlacht bei Sedan und Gefangennahme Napoleons III.
18.1.1871 Kaiserproklamation Wilhelms I. im Spiegelsaal von

Versailles
28.1.1871 Kapitulation von Paris und Waffenstillstand
21.2.–26.2.1871 Friedensverhandlungen in Versailles
März 1871 Pontus-Konferenz zur Revision der Schwarzmeer-

Klausel
16.4.1871 Verfassung des Deutschen Reiches
10.5.1871 Friede von Frankfurt a.M.

Wer heute auf die Epoche zwischen dem Krimkrieg und der Reichseinigung
zurückblickt, ist leicht versucht, den Aufstieg Preußens zur gleichrangigen
Großmacht, die preußische Führungsrolle bei der Einigung Deutschlands
und im weiteren Verlauf den Aufstieg und Fall des deutschen Kaiserreiches
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1918 als etwas Zwangsläufiges und Naheliegendes anzunehmen. Doch so
selbstverständlich, wie sich der Entwicklungsprozess im Nachhinein dar-
stellt, war er keineswegs.

Gewiss, die Ergebnisse des Wiener Kongresses von 1815 hatten in Mittel-
europa vor allem Preußen begünstigt. Mit seiner Ausdehnung nach Westen
wuchs es weiter nach Deutschland hinein. Es gewann vor allem die indus-
triellen Gebiete an Rhein und Ruhr hinzu, während die andere deutsche
Großmacht Österreich – überwiegend agrarisch geprägt – mit seinen ita-

Von der europäischen Konzertdiplomatie zur Machtpolitik
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lienischen Besitzungen weiter aus Deutschland herausgerückt war. Den-
noch blieb die „deutsche Frage“ untrennbar mit dem europäischen Staaten-
system und dessen Kernproblematik zwischen Gleichgewicht und Hegemo-
nie verbunden. Auf dem Wiener Kongress war das Konzert der fünf Groß-
mächte England, Frankreich, Preußen, Österreich und Russland
übereingekommen, in Mitteleuropa ein machtpolitisches Vakuum zu schaf-
fen. Der Deutsche Bund als integraler Bestandteil dieser Ordnung sollte le-
diglich eine defensive Funktion wahrnehmen und die Großmächte von
weiteren Zusammenstößen abhalten. Gleichzeitig sollte die traditionelle
Rivalität zwischen Preußen und Österreich Mitteleuropa von einem enge-
ren Zusammenschluss abhalten.

Wenngleich der 1834 gegründete Deutsche Zollverein als preußisch do-
minierter Zusammenschluss Norddeutschlands aus der Rückschau auch
wie eine erste Etappe auf dem Weg zu einer kleindeutschen Lösung ohne
Österreich wirkt, so bildete Deutschland bis in die 1860er-Jahre hinein
keine außenpolitisch handlungsfähige Einheit. Im Vordergrund standen die
Deutschlandpolitik zwischen Preußen und Österreich um die Vormacht in
Mitteleuropa und der europäische Bezugsrahmen. Die Versuche einer klein-
deutschen Lösung ohne Österreich – inklusive der Habsburger Lande – und
großdeutsche Vorstellungen hielten sich weitgehend die Waage und kul-
minierten in den Revolutionsereignissen von 1848/49. So sehr sich die Re-
volutionäre in den verfassungspolitischen Debatten der Paulskirchenver-
sammlung verzettelten, so sehr übernahmen sie sich auf dem Gebiete der
Außenpolitik. Großdeutsche Sehnsüchte und der Wunsch nach einer Ein-
verleibung Schleswigs zerschellten nicht zuletzt auch an der Intervention
der Mächte, allen voran Russlands.

In den 1850er-Jahren deutete zunächst nicht viel daraufhin, dass Preußen
seine Potenziale auszuschöpfen gedachte. Nachdem König Friedrich Wil-
helm IV. (1795–1861) die Kaiserkrone aus den Händen der Paulskirchenver-
sammlung abgelehnt hatte, musste Preußen auch im Konflikt mit Österreich
um die Frage einer zukünftig kleindeutsch geführten Union oder eines groß-
deutschen 70 Millionen Bürger umfassenden Reiches zurückstecken. In der
Punktation von Olmütz (29.11.1850) wich es einem militärischen Konflikt
mit Österreich, welches von Russland unterstützt wurde, aus und ordnete
sich noch einmal dem Deutschen Bund und der Wiener Führung unter. Be-
gründet wurde das preußische Zurückweichen von Otto von Bismarck
(1815–1898), der am 3. Dezember 1850 mit seiner berühmten Olmütz-
Rede erstmals deutschlandweit auf sich aufmerksam machte. Indem er in
der Rede einen Krieg um Preußens Ehre willen und für eine preußisch ge-
führte Union ablehnte und gleichzeitig den „staatlichen“, zunächst vor al-
lem preußischen „Egoismus“ zum Prinzip erhob, steckte er den Rahmen
preußischer Politik ab. Noch ging es dabei nicht um eine nationale Eini-
gung, sondern preußische Selbstbehauptung. Auch während des Krimkrie-
ges machte Berlin keinerlei Anstalten, sich für die Einheit einsetzen zu wol-
len. Vielmehr gab es sich zaudernd und zögernd, wirkte konzeptionslos
und schwankte zwischen Ost und West.
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1. „Macht geht vor Recht“ –
vom Pariser Frieden zum Krieg in Oberitalien

Nachdem bereits die europaweite Revolution von 1848/49 die Solidarität
des Mächtekonzerts untergraben hatte, versetzte der Krimkrieg diesem Kon-
zert einen irreparablen Schlag. Die Gewaltpolitik von Zar Nikolaus I.
(1796–1855) gegen die Türkei und seine Drohung, sich mit dem Nationalis-
mus auf dem Balkan zu verbünden, sorgte für den ersten Großmächtekon-
flikt seit 1815.

Frankreich und England hatten sich zusammengeschlossen und ihre Flotten
zu den Dardanellen entsandt, um das Osmanische Reich gegen den russi-
schen Expansionswillen auf dem Balkan und in Richtung Meerengen zu unter-
stützen. Nach der Vernichtung des türkischen Schwarzmeergeschwaders
durch die russische Flotte griffen die Westmächte ein und erklärten am
27. März 1854 Russland den Krieg. Schon bald mussten sich Paris und London
aber eingestehen, dass sie auch der Unterstützung der Mittelmächte bedurf-
ten. Die bescheidenen Kräfte Sardinien-Piemonts, dessen Ministerpräsident
Graf Camillo Benso di Cavour (1810–1861) sich von der Kriegsteilnahme
eine anglo-französische Unterstützung bei der Einigung Italiens erhoffte,
reichten gegen Russland längst nicht aus. Während sich Österreich unter
Karl-Ferdinand Graf von Buol-Schauenstein (1797–1865) tatsächlich darauf
einließ, eine Pressionspolitik gegen den alten russischen Verbündeten zu ver-
folgen und Truppen an seiner Ostgrenze in Stellung brachte, verhielt sich
Preußen lange unentschlossen und schwankend zwischen Ost und West.
Sollte man die traditionellen, antirevolutionären, konservativen Bande zum
Zarenreich kappen und sich an die Westmächte hängen? Oder sollte Preußen
den Bestand der Heiligen Allianz fördern? Würden England und Frankreich
Preußen in einem Konflikt gegen Russland beistehen? Der Einzige, der im Für
und Wider der Parteien am Berliner Hof einen kühlen Kopf behielt und nüch-
tern die Interessen Preußens wog, war der erst zwei Jahre zuvor berufene
Preußische Gesandte am Bundestag in Frankfurt Otto von Bismarck.

E Otto von Bismarck (1815–1898), Staatsmann, Reichsgründer. In Schönhausen
bei Tangermünde geboren, pflegte Bismarck nach dem Jurastudium und einigen
Jahren im Staatsdienst einen eher unsteten Lebensstil. Erst die Heirat mit der tief
religiösen Johanna von Puttkamer (1824–1894) beendete 1847 die Jahre des „tol-
len Bismarck“. Nach der Revolution von 1848 trat er als Verfechter einer durch
und durch konservativen Politik auf. Als preußischer Gesandter beim Bundestag
in Frankfurt am Main (1851–1859) entwickelte er in einem regen Austausch mit
den hochkonservativen Gebrüdern Leopold und Ernst Ludwig von Gerlach seine
ersten außenpolitischen Gedanken. Diese zielten auf eine reine Interessenpolitik,
ungeachtet traditioneller außenpolitischer Partner. In Frankfurt verfolgte er über-
dies einen konsequent preußischen und anti-österreichischen Kurs, was zu seiner
Versetzung nach St. Petersburg führte (1859–1862), die er als „Kaltstellung“ be-
griff. Seine abermalige Versetzung nach Paris (1862) deutete aber bereits auf eine
Rehabilitierung hin. Im Herbst 1862 wurde er von Wilhelm I. zum preußischen
Ministerpräsidenten ernannt. Als solcher vertrat er hartnäckig die Rechte der Kro-
ne, bekämpfte die liberale Mehrheit im preußischen Landtag und setzte die Hee-

Von der europäischen Konzertdiplomatie zur Machtpolitik
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resreform gegen die Verfassung durch. Im Frühjahr 1864 führte Preußen unter sei-
ner Führung gemeinsam mit Österreich Krieg gegen Dänemark, bevor die Frage
nach der Vorherrschaft im Deutschen Bund 1866 zum Krieg gegen Österreich
führte. Mit dem Sieg Preußens im „Bruderkrieg“ gegen Österreich war der Deut-
sche Bund zerstört. Den Abschluss der maßgeblich von Bismarck initiierten Eini-
gungskriege bildete der Krieg gegen Frankreich von 1870/71. Von 1871 bis 1890
war Bismarck Reichskanzler und Außenminister des Deutschen Reiches sowie
preußischer Ministerpräsident. Nach seiner Demission zog er sich auf sein Gut
Friedrichsruh bei Hamburg zurück, wo er am 30. Juli 1898 verstarb.

Noch 1848 ein deutlicher Vertreter hochkonservativer Prinzipien, pro-öster-
reichisch, pro-russisch und anti-französisch orientiert, hatte sich seine Sicht-
weise seit seiner Gesandtentätigkeit (1851–1859) von den Vorgaben seiner
Förderer Ernst Ludwig (1795–1877) und Leopold von Gerlach (1790–1862)
emanzipiert. Frei von sentimentalen Bindungen, erklärte er den Staatsegois-
mus und die Interessen zur außenpolitischen Richtschnur. Klarer als jeder
andere erkannte er, dass eine Kriegsteilnahme Preußen keinerlei Vorteile
einbringen würde. Österreich als Juniorpartner zu folgen, hätte vor allem
Frankreich gedient. Es hätte die Heilige Allianz der status quo und monar-
chisch orientierten Mächte Preußen, Russland und Österreich völlig zerstört
und fortan Preußen einem russischen Revanchedruck ausgesetzt. In einem
solchen Krieg, so prophezeite Bismarck, lägen zudem alle Vorteile bei Na-
poleon III. (1808–1873), denn dieser konnte sich angesichts der vorteilhaf-
ten geographischen Lage Frankreichs jederzeit mit Russland verständigen.
„Wir und Österreich“, so schrieb er Leopold von Gerlach, „sind […] in der
Falle, und England zuckt die Achseln“. Aber auch ein Krieg mit St. Peters-
burg gegen die Westmächte und Österreich stand für ihn außer Frage. Wie
sollte der Zar Preußen in einem Krieg, der sich hauptsächlich im Westen ab-
spielen würde, Hilfe leisten? Statt sich für die eine oder andere Seite zu ent-
scheiden, müsse sich Preußen deshalb zurückhalten und neutral bleiben.
Dann würde es mittelfristig den größten Nutzen und die größte Bewegungs-
freiheit aus einer internationalen Konstellation erzielen, die von der For-
schung als „Krimkriegssituation“ beschrieben wird.

EDie „Krimkriegssituation“ beschreibt nach Andreas Hillgruber und Klaus Hilde-
brand eine Mächtekonstellation, die Bismarck die Lösung der deutschen Frage er-
möglichte bzw. entscheidend erleichterte, und die im Nachgang der Einigungs-
phase zwischen 1862 und 1871 wiederholt die Geschichte Europas und Deutsch-
lands bis in die jüngste Geschichte beeinflusste: das Verhältnis der jeweiligen
Flügelmächte Großbritannien, später der Vereinigten Staaten von Amerika einer-
seits und Russlands bzw. der Sowjetunion andererseits zueinander und gegenüber
Deutschland. Danach nahm die Bewegungsfreiheit der europäischen Mitte immer
dann zu, wenn die rivalisierenden Flügelmächte Europa den Rücken kehrten. Die
Isolation und Niederlage des Zarenreiches im Krimkrieg führte einerseits zum
Bruch zwischen England und Russland sowie zwischen Russland und Österreich.
Während sich der anglo-russische Gegensatz damit außerhalb Europas zementier-
te, lockerten sich die Rahmenbedingungen für eine Lösung der deutschen Frage
in der europäischen Mitte.

In Frankfurt, dem laut Bismarck „augenblicklich wichtigsten Posten unserer
Diplomatie“, betrieb er deshalb eine vehemente Obstruktionspolitik gegen
alle Versuche Wiens, den Deutschen Bund und Preußen für einen anti-russi-
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schen Kurs zu gewinnen. Auf sein Betreiben hin blieb Preußen letztlich pas-
siv und der Deutsche Bund erklärte seine Kriegsbereitschaft zu allen Seiten
hin. Die Konsequenz aus der preußischen Haltung, der russischen Nieder-
lage und dem Pariser Frieden war zunächst, dass Preußen erst verspätet und
unter demütigenden Umständen überhaupt an den Friedensverhandlungen
in Paris teilnehmen durfte. Augenscheinlich schienen England und Frank-
reich die größten Profiteure des Krimkrieges zu sein. Auf den zweiten Blick
aber erscheint auch das zögerliche Preußen als heimlicher Sieger. Erstens,
weil der Krieg den endgültigen Bruch zwischen Wien und St. Petersburg be-
siegelt hatte und sich damit der Aktionsradius Preußens beträchtlich erwei-
terte. Ein erneutes Olmütz, also ein Zurückweichen gegenüber Österreich
im Verbund mit Russland in der deutschen Frage, war in Berlin nicht mehr
zu fürchten. Obwohl sich das Zarenreich nun zunächst von Europa weg in
Richtung Asien orientierte, konnte Preußen zukünftig sogar mit russischem
Wohlwollen rechnen. Und zwar immer dann, wenn es gegen Österreich
ging. Zweitens wurde der deutschen Öffentlichkeit erstmals offenbar, dass
preußische und deutsche Interessen eine größere Kongruenz aufwiesen als
die Interessen mit dem Vielvölkerstaat Österreich auf dem Balkan und im
Orient. Drittens zahlte sich die prowestliche Orientierung für Wien nicht
aus. Im Gegenteil: Österreich geriet sogar in die Isolation, weil sich England
von nun an seinen weltpolitischen Abenteuern und Frankreich Italien zu-
wandte.

Bismarck dachte deshalb auch schon weiter. Bereits kurz nach der Pariser
Friedenskonferenz (25.2.–30.3.1856) stand für ihn fest, dass Deutschland
für zwei Großmächte „zu eng sei“. Preußen werde deshalb früher oder spä-
ter für seine Existenz „gegen Österreich fechten müssen“.

Q Bismarck an Leopold von Gerlach, 28. April 1856
Aus: Otto von Bismarck, Die gesammelten Werke, Bd. 14/1, S. 441.

Ich kann mich der mathematischen Logik der Tatsachen nicht erwehren, sie bringt
mich zu der Überzeugung, daß Österreich nicht unser Freund sein kann und will.
Bei der Bahn, auf welche die österreichische Monarchie gesetzt ist, kann es für
Österreich nur eine Frage der Zeit und der Opportunität sein, wann es den ent-
scheidenden Versuch machen will, uns die Sehnen zu durchschneiden, daß es
den Willen dazu hat, ist eine politische Naturnotwendigkeit. Solange es die Schif-
fe seiner jetzigen Politik nicht dezidiert verbrennt, d.h. solange es nicht für eine
Abgrenzung seines und unseres Einflusses in Deutschland vermöge einer geogra-
phischen und politischen Demarkationslinie sich definitiv verständigt und die Ver-
ständigung in Vollzug gesetzt hat, müssen wir dem Kampf mit ihm entgegensehen,
mit Diplomatie und Lüge im Frieden, mit Wahrnehmung jeder Gelegenheit, uns
im Krieg den coup de grâce [Gnadenschuss, A.R.] zu geben, oder coup de jarnac
[eine nicht ganz regelkonforme Überrumpelung des Gegners, A.R.] will ich lieber
nicht sagen. Österreich läßt sich dabei durch deutsche Gefühle, durch Bilder von
Mann und Frau, die sich zanken, aber nach außen zusammenhalten nicht irre ma-
chen. Es nimmt die Hilfe der Franzosen so gut als die der ultramontanen Münster-
länder und [August] Reichensperger [1805–1895]. Über unser Gezänk und Intri-
gen im Frieden geht dabei Deutschland noch sicherer zugrunde, als über einen
guten Krieg, wie den siebenjährigen, der uns wenigstens klare Verhältnisse zuei-
nander brächte. Aber wenn wir ihn auch fromm vermeiden wollten, Österreich
wird ihn führen, sobald ihm die Gelegenheit günstig ist. Wir, so stark wir jetzt
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sind, bleiben eine Unmöglichkeit in dem System der dermaligen Wiener Politik;
ihre Ziele und die Existenz des gegenwärtigen Preußen schließen sich gegenseitig
aus. Sie glauben das nicht, und davon unsere Meinungsverschiedenheit. Ich war
ziemlich gut österreichisch, als ich hier herkam, und bin auch bereit, es wieder zu
sein, wenn wir von dort die Garantie für eine Politik erhalten, bei der auch wir be-
stehen können. Bei der jetzigen können wir das meines Glaubens nicht.

Einstweilen ging das den tonangebenden Kreisen am Berliner Hof um den
Ministerpräsidenten Otto von Manteuffel (1805–1892) und Leopold von
Gerlach jedoch zu weit. Noch konnte Bismarck sich halten und seinen pri-
vaten Konfrontationskurs mit Österreich am Bundestag weiter treiben. Als
im Sommer 1858 jedoch Prinz Wilhelm (1797–1888) die Regentschaft für
seinen inzwischen geistig umnachteten Bruder Friedrich Wilhelm IV. über-
nahm und sich eine „Neue Ära“ ankündigte, waren die Tage des konflikt-
freudigen Gesandten in Frankfurt erst einmal gezählt. Zwar verkündete der
einstige Kartätschenprinz der 1848er Revolution, dass Preußen in Deutsch-
land „moralische Eroberung“ betreiben wolle, doch den Worten folgten zu-
nächst kaum Taten.

Vor dem Hintergrund innerer Reformen suchte Berlin unter dem neuen
Außenminister Alexander Graf von Schleinitz (1807–1885) erneut die Nähe
zur Donaumonarchie. Als Zeichen des guten Willens gegenüber Wien
wurde Bismarck im Januar 1859 nach St. Petersburg versetzt, was er selbst
als eine regelrechte „Kaltstellung“ empfand. Aus der Ferne beobachtete er,
wie sich eine neue internationale Krise zusammenbraute, die für die deut-
sche Frage und die Nationalbewegung zur Initialzündung werden sollte.

Mit dem Krieg Frankreichs und Sardinien-Piemonts gegen Österreich
zwischen April und Juli 1859 trat das europäische Staatensystem endgültig
in eine Phase reiner Machtpolitik ein. Zwar hatte bereits der Krimkrieg die
lange Friedens- und Stabilitätsphase zwischen den Großmächten beendet,
doch war es auf der Krim erst nach erheblichen Widerständen überhaupt zu
einem Großmächtekonflikt gekommen. 1859 jedoch wurde erstmals seit
den napoleonischen Kriegen wieder einer von langer Hand geplanter Er-
oberungskrieg vom Zaun gebrochen. Was umso schwerer für das Konzert
der Mächte wog, war, dass Frankreich und Sardinien-Piemont in diesem
Konflikt mit Österreich gezielt gegen eine Macht zu Felde zogen, die sich
dem Status quo und der Stabilität der internationalen Beziehungen beson-
ders verpflichtet fühlte. Während es den Westmächten 1854 noch darum
gegangen war, Russland für die Störung der Gleichgewichtsordnung im
Orient zu sanktionieren, ging es nun um bloße Machterweiterung. Wenn-
gleich sowohl Napoleon III. als auch Camillo Cavour offiziell das National-
staatsprinzip für ihre Sache reklamierten, machte das die Sache nicht besser.
Im Gegenteil: Die österreichische Stellung in Norditalien beruhte zweifellos
auf dem anerkannten Völkerrecht. Das nationale Prinzip galt bis dahin als
revolutionäres Prinzip, welches von den Großmächten nicht nur nicht ak-
zeptiert worden war, sondern gegen welches sich auch die Wiener Ordnung
explizit gewandt hatte. Weder Napoleon noch Cavour ging es um die Eini-
gung Italiens. Vielmehr stand bei beiden die Machtpolitik im Vordergrund
während das nationale Element lediglich als willkommenes Mobilisierungs-
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